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ANDREAS KNIE

ZUR ORGANISATION DER FORSCHUNG IM SPANNUNGSFELD VON BUND-LAN- 
DER-KONKURRENZEN UND WISSENSCHAFTLICHER SELBSTVERWALTUNG.

Anmerkungen zur Entstehungsgeschichte der wissenschaftlichen 
Infrastruktur staatlicher Forschungs- und Technologiepolitik

1. Vorbemerkung

Die jüngste Programmvielfalt in der Forschungs- und Technolo­
giepolitik der Länder und Kommunen werden von den sozialwis­
senschaftlichen Interpretatoren häufig als neue Formen dezen­
traler Politik beschrieben. Im Kontext dieser Vertikalisierung 
staatlicher Politik werden erneut Fragen nach neuen administra­
tiven Handlungs- und Steuerungspotentialen in der wirtschafts­
nahen Technologieförderung diskutiert (vgl. Bräunling/Peters 
1986: 3 f.). Hauptaugenmerk der Debatte gilt den verschiedenen 
Technologieförderprogrammen der Länder sowie den in kommunaler 
Regie betriebenen Technologie- und Gründerzentren (vgl. Dittes 
1986).

In den folgenden Ausführungen wird versucht, den Blick aus die­
ser sehr engen Definition der FuT-Politik im faktischen Sinn 
einer Wirtschaftsförderungspolitik herauszulösen. Es wird von 
der Annahme ausgegangen, daß für die Beurteilung von Erfolgsbe­
dingungen eines staatlich geförderte Strukturwandels neben den 
betrieblichen Umsetzungsproblemen, die Struktur, Organisation 
und gesellschaftliche Orientierung des Wissenschaftssystems 
eine entscheidende Bedeutung zukommt.

Die staatliche Alimentierung der privatwirtschaftlichen Innova­
tionsstrategien kann sich erst auf der Basis des wissenschaft­
lichen Outputs konstituieren. Welche neuen Zukunftsfelder als 
Förderziele staatlicher Programme deklariert werden, wird von 
den Ergebnissen der wissenschaftlichen Forschung vordefiniert.
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Deutlich zeigt sich dies etwa am Beispiel der "Initiative Zu- 
kunftstechnolgie" der nordrhein-westfälischen Landesregierung 
(vgl. NRW-Initiative "Zukunftstechnologien" 1984). Die ausge­
wählten Technik-/Technologiefelder wie "Mikroelektronik", "Bio­
technologie" oder "Umwelttechnologien" spiegeln exakt das wis­
senschaftliche Profil der sich im Land befindlichen Forschungs­
struktur wieder.

Die angesichts des hohen Problemdrucks entscheidende Frage nach 
Handlungsspielräumen der Länderregierungen in der Überwindung 
der ökonomischen und ökologischen Problemfelder greift daher in 
der Konzentration auf die wirtschaftsnahe Technologieförderung 
zu kurz., über Möglichkeiten und Angriffspunkte einer staatli­
chen Technologiepolitik in den beiden Ausprägungen als Technik­
förderung und Technikregulation wird bereits im Forschungsbe­
reich die materielle Grundlage gelegt. Der Technologie-Transfer 
und die sozialverträglichen Gestaltungspotentiale, die über die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Akzeptanz der Politik 
entscheiden, sind im traditionellen Geltungsbereich staatlicher 
Programme nur noch rudimentär manipulierbar (vgl. bspw. Grum- 
bach 1986).

In diesem Zusammenhang stellt sich schließlich auch die Frage 
nach den Durchsetzungschancen einer in Länderregie betriebenen 
FuT-Politik nicht nur als Machtproblem zwischen staatlicher 
Politik und kapitalistisch organisierter Wirtschaftsstruktur, 
sondern auch als Durchsetzungsproblem zwischen Staat und Wis­
senschaft sowie als Problem der Bund-Länder-Konkurrenz in der 
Forschungspolitik.

Die folgenden Ausführungen versuchen daher, die neuen Länder­
initiativen auf der Grundlage dieser Annahmen in einen histo­
rischen Kontext zu stellen und rücken dementsprechend das Ver­
hältnis der Länder zur selbstverwalteten Wissenschaft in den 
Mittelpunkt, um der Frage nach den spezifischen Handlungsbe­
dingungen der Länderpolitik über eine Bilanz der Erfahrungen 
von Forschungspolitik näher zu kommen und vorhandene Traditio-
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nen eigenständiger Länderpolitiken im Bereich der Forschung 
aufzuzeigen.

Diese Ausführungen sind im Zusammenhang auf .Vorbereitungen zu 
einem Forschungsprojekt entstanden und resümieren die Ergebnis­
se bereits vorliegender Arbeiten zu diesem Thema.

2. Die Reorganisation wissenschaftlicher Interessensstruk­
turen

Noch bevor sich nach dem Ende des 2. Weltkriegs die staatlichen 
Organe auf lokaler und regionaler Ebene zu arbeitsfähigen 
Strukturen konstituierten, konnte sich die Wissenschaft bereits 
wieder zu einer ausdifferenzierten Interessensvertretung reor­
ganisieren. Bereits im Herbst 1945 schlossen sich die Hochschu­
len zur "Nordwestdeutschen Rektorenkonferenz" zusammen und 
interpretierten die Erfahrungen des totalitären nationalsozia­
listischen Staates als Legitimation für ein neues Selbstbewußt­
sein. Die Hochschulen sollten sich fortan im neuen Staat vor­
wiegend unter der Regie der wissenschaftlichen Selbstverwaltung 
entwickeln.

Diese Neubelebung des wissenschaftlichen Selbstverwaltungside­
als zeigte sich u.a. darin, daß den Kultusministern die Rekto­
renkonferenz zunächst als "Unterschlupf" für ihre eigenen Bera­
tungen diente. Erst 1948 konnten sich die Länder zur "Ständigen 
Konferenz" organisieren und ihre Interessen wirksamer und auf 
der Basis eines eigenständigen Organisationsunterbaus zur Gel­
tung bringen. "Deutlicher konnte die günstige Position der Uni­
versitäten gegenüber dem Staat nicht illustriert werden" (Stamm 
1981: 68).

Die Rekonstruktion der wissenschaftlichen Forschung in Deutsch­
land stand bis zur vollen Souveränität der Bundesrepublik im 
Jahre 1955 unter der Aufsicht der Alliierten Siegermächte. Wäh­
rend alle Besatzungsmächte unmittelbar nach Kriegsende eine 
massive Abwerbung der deutschen Intelligenz betrieben, alleine
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die USA konnten auf diese Weise bei der Raketenforschung 750 
Mio. Dollar einsparen (Stamm 1981: 46), setzte sich zunächst 
eine äußerst restriktive Haltung in der Frage der wissenschaft­
lichen Reorganisation durch. Mit dem im April 1946 verabschie­
deten Konrollratsgesetz Nr. 25 "Zur Regelung von Überwachung 
der naturwissenschaftlichen Forschung" verboten die Alliierten 
jede militärische Forschung sowie angewandte Forschung auf den 
Gebieten der Kernphysik, Aerodynamik, Antriebsmaschinen für 
Raketen und Schiffe sowie für Gasturbinen. Auch die elektro­
nische und chemische Forschung wurde streng reglementiert und 
besonderen Genehmigungsverfahren unterworfen. Soweit keine mi­
litärischen Gebiete bearbeitet wurden, war die Grundlagenfor­
schung von den Bestimmungen unberührt. Allerdings stand jedes 
Forschungsinstitut unter strenger Berichtspflicht, in der die 
technische Ausrüstung und die jeweils in Bearbeitung befindli­
chen Forschungsprogramme detailliert mitzuteilen waren (Stamm 
1981: 54f; Brautmeier 1983: 23). Die alliierten Verbote bezogen 
sich so primär auf die wirtschaftsnahen Forschungen und besaßen 
nicht zufällig mehr den Charakter von wirtschaftlichen Sanktio­
nen als von effektiver Forschungskontrolle.

Insbesondere die britische Besatzungsmacht versuchte recht 
schnell, weniger durch die Strategie einer aufwendigen Kontrol­
le als vielmehr durch Setzung positiver Akzente, eine veränder­
te Forschungsinfrastruktur zu fördern. Besonders skeptisch be­
urteilte das zuständige britische Research Branch allerdings 
das deutsche Universitätswesen. Das Education Branch beauf­
tragte daher 1948 eine Kommission, in der neben Vertretern der 
Kirche, der Gewerkschaften und der Kultusverwaltungen der Pä­
dagoge Drenckhahn, der Altphilologe Snell und der Physiker C. 
F. v. Weizäcker vertreten waren. Der Endbericht der Kommission, 
der als "Blaues Gutachten" bekannt wurde, kam zu dem Urteil, 
daß die deutschen Universitäten mit der sozialen und demokrati­
schen Entwicklung nicht Schritt gehalten hatten. Der Bericht 
forderte daher strukturelle Konsequenzen u.a. in Form von 
"Hochschulbeiräten".
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Der Bericht stieß bei der Rektorenkonferenz und deren Bemühen 
um eine weitgehende Selbstverwaltung auf Ablehnung und konnte 
schließlich in seiner Wirkung erfolgreich behindert werden. 
"Mit der Ablehnung des Blauen Gutachtens hatten die deutschen 
Hochschullehrer signalisiert, daß ihnen die Stärkung ihrer 
Unabhängigkeit von staatlicher Aufsicht wichtiger war als eine 
innere Neugestaltung der Hochschulen oder gar eine Neudefini­
tion ihres Verhältnisses zur übrigen Gesellschaft" (Stamm 1981: 
66) .

Im US-amerikanischen Besatzungsgebiet sind gleichfalls Initia­
tiven zur Umgestaltung der deutschen Forschungslandschaft ent­
wickelt worden. Fritz Karsen von der Education Division des 
OMGUS legte einen Plan zu Gründung einer Berliner Forschungs­
hochschule vor, in der nach den Vorbildern der "schools of 
advanced studies” alle in Westberlin noch befindlichen ehema­
ligen Reichsinstitute sowie die Institute der "Kaiser-Wilhelm 
Gesellschaft" (KWG) zusammen mit pädagogischen Einrichtungen zu 
einer neuen demokratischen Wissenschaftseinrichtung fusioniert 
werden sollten. Der ehemalige Generalsekretär der KWG, F. Glum, 
arbeitete eine Stiftungsurkunde sowie einen Staatsvertrag mit 
den Ländern Württemberg-Baden, Bayern und Hessen zur Finanzie­
rung der Hochschule aus, doch scheiterte auch dieses Experi­
ment am Widerstand von Wissenschaftlern. Die Rektorenkonferenz 
sah in der Berliner Forschungshochschule die Gefahr einer Ver­
änderung des universitären Ausbildungssystems, während einfluß­
reiche Wissenschaftsmanager um Otto Hahn in der Forschungshoch­
schule Probleme für die Wiedergründung der Kaiser-Wilhelm-Ge- 
sellschaft befürchteten. Die Kultusminister der Länder schließ­
lich betrachteten die Entwickung der Berliner Forschungshoch­
schule sehr mißtrauisch, da sie hier den organisatorischen Kern 
einer zukünftigen zentralen Wissenschaftseinrichtung vermute­
ten .

Insbesondere durch die Intervention der Wissenschaftler der 
ehemaligen Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft wurden 1953 alle Grün­
dungsarbeiten eingestellt und die Institute in die inzwischen 
gegründete Max-Planck-Gesellschaft überführt. Die neugegründete
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Freie Universität als Gegenpol zur Ostberliner Humboldt-Univer­
sität blieb nicht zuletzt deshalb weitgehend dem konventionel­
len universitären Organisationsrahmen verpflichtet (Stamm 1981: 
101-103).

Die Rezeption des Blauen Gutachtens und der Mißerfolg der Ber­
liner Forschungshochschule sowie die Wiedergründung der KWG 
als Max-Planck-Gesellschaft lassen erkennen, daß beim Wieder­
aufbau der deutschen Wissenschafts- und Forschungslandschaft 
die Prioritäten auf Restauration statt auf Reform gelegt wur­
den. Nachdem die Besatzungsmächte sich vorwiegend auf die Ver­
bote der wirtschaftsnahen Forschung konzentrierten, waren die 
Wissenschaftler selbst die bestimmenden Akteure bei der Organi­
sation der Forschungsstruktur. Erst zum Ende der 40er Jahre 
entwickelten verschiedene Länder, koordiniert durch die Kultus­
ministerkonferenz, erste Konturen einer staatlichen Forschungs­
politik .

3. Die Entwicklung eines eigenständigen Länderprofils in 
der Forschungspolitik

Insbesondere durch die USA gestützt, bildeten die Länder im 
politischen Wiederaufbau Westdeutschlands den Kern einer för- 
deralen Staatsverfassung. Wissenschaftspolitik und Forschungs­
förderung gehörte zwar schon traditionell zum Aufgabengebiet 
der Länder, doch wurde gerade in den ersten Jahren nach Kriegs­
ende eine sehr selbstbewußte Interpretation dieser Zuständig­
keit demonstriert. Neben Nordrhein-Westfalen versuchte Nieder­
sachsen, unter der Leitung von Adolf Grimme vor allem mit der 
Gründung der "Leibniz-Stiftung" neue Wege in der For­
schungsförderung zu gehen (Stamm 1981: 70 f.). Wie weit der
Wille zur Neuordnung der Forschungslandschaft ging, zeigte sich 
bspw. schon im Streit der Länder mit der 1948 in Göttingen 
wiedergegründeten Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die Minister­
präsidenten betrachteten diesen Gründungsprozeß äußerst kri­
tisch, da die MPG Verhandlungen mit der Finanzverwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes in Bad Homburg aufgenommen
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hatte, um so an die Tradition der Förderung der zentralen 
Reichsregierung anzuknüpfen. Die Länder deuteten die Vorgehens­
weise der MPG als eine offensichtliche Mißachtung ihrer Kompe­
tenzen und verstärkten nun ihrerseits den politischen Druck, 
indem 14 der 32 Sitze im Senat der MPG für Ländervertreter ge­
fordert wurden. Zudem setzten die Länder eine Sonderkommission 
ein, die außeruniversitäre Forschungseinrichtungen auf ihre 
weitere Existenzberechtigung zu untersuchen hatte, was wiederum 
die MPG als einen massiven Einbruch in ihre Selbstverwaltungs­
kompetenz ansah.

Das politische Selbstbewußtsein der Länder auf dem Gebiet der 
Forschungsförderung dokumentierte sich darüber hinaus in der 
ersten vertraglichen Regelung zur Finanzierung der überregiona­
len Forschungseinrichtungen im "Staatsabkommen der Länder der 
Bundesrepublik Deutschland über die Finanzierung wissenschaft­
licher Forschungseinrichtungen vom 24.3.1949 (Königsteiner 
Abkommen)".

"Die Länder der Bundesrepublik Deutschland betrachten die För­
derung der wissenschaftlichen Forschung grundsätzlich als eine 
Aufgabe der Länder" (zit. nach Staff 1971: 159). Die "Notge­
meinschaft der Wissenschaft", die spätere "Deutsche Forschungs­
gemeinschaft", die Institute der Max-Planck- Gesellschaft sowie 
anerkannte überregionale Forschungseinrichtungen sollten hier­
nach von den Ländern nach dem "Königsteiner Schlüssel" auf der 
Berechnungsbasis des Steueraufkommens und der Bevölkerungszahl 
finanziert werden. Zur technischen Umsetzung des Abkommens 
wurde ein Verwaltungsausschuß eingesetzt, der sich ausschließ­
lich aus Vertretern der Kultus- und Finanzministerien der Län­
der zusammensetzte und Beschlüsse nur mit 2/3 Mehrheiten fällen 
konnte. Der politische Gestaltungswille der Forschungsstruktur 
durch die Länder ist u.a. darin erkennbar, daß über die Auf­
nahme von Forschungseinrichtungen in die öffentliche Finanzie­
rung ausschließlich administrative Vertreter zu entscheiden 
hatten, die heute übliche "wissenschaftliche Beratung" konnte 
sich in dieser Phase noch nicht etablieren.
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Bemerkenswert am Königsteiner Abkommen ist darüber hinaus, daß 
mit dem Vertragsabschluß im März 1949 die Länder ihre Position 
zur Forschungsförderung noch vor der Verabschiedung des Grund­
gesetzes im Mai 1949 dokumentierten. Bereits während der Ver­
handlungen im Parlamentarischen Rat hatten die Professoren 
Rein, Heisenberg, Regner und Zenneck in einem Brief an Carlo 
Schmid versucht, die Zuständigkeit des Bundes bei der For­
schungspolitik einzuklagen. "Wegen der unlösbaren Verkettung 
vieler Forschungsaufgaben mit den wirtschaftlichen Fragestel­
lungen kann alle Gesetzgebung, die sich auf die wissenschaftli­
che Forschung bezieht - im Gegensatz zu den Problemen von Er­
ziehung und Kultur - notwendigerweise nur Sache des Bundes 
sein. Das einzelne Land kann die Finanzierung und die Verant­
wortung für die seit vielen Jahrzehnten über die Ländergrenzen 
hinweg verwobene deutsche wissenschaftliche Forschung nicht 
tragen" (hier zit. nach Stamm 1981: 142).
Insbesondere Werner Heisenberg betonte die enge Verbindung der 
Forschungsförderung mit der wirtschaftlichen Entwicklung und 
setzte sich aufgrund seiner Erfahrungen über Finanzierungsvolu­
men aufwendiger Forschungprogramme sehr frühzeitig für eine 
zentralstaatliche Forschungsförderung ein.

Die Verhandlungen im Parlamentarischen Rat führten schließlich 
zum Ergebnis, daß die "Förderung der wissenschaftlichen For­
schung" in die konkurrierende Gesetzgebung aufgenommen wurde 
(Art. 74, Ziffer 13 GG). Die Forschungsförderung des Bundes 
konzentrierte sich allerdings auf die Fortführung der Ressort­
forschung, die im Wirtschafts- und Landwirtschaftsressort an 
lange Traditionen anknüpfen konnte. Bereits ab 1950 beteiligte 
sich der Bund aber mit Mitteln aus dem European Recovery Pro­
gramm (ERP) unter der Federführung des Innenministeriums an der 
Finanzierung einzelner Ausgabeposten der MPG sowie der "Notge­
meinschaft der deutschen Wissenschaft".

Noch während der ersten Legislaturperiode wurde zwar mit dem 
Entwurf für ein "Gesetz zur Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung" aus dem Bundesinnenministerium der Versuch unter­
nommen, die bundesstaatliche Forschungsförderung über die Ver-
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waltungspraxis hinaus auf eine gesetzliche Grundlage zu stel­
len, doch konnten sich die beteiligten Ressorts nicht auf ein 
gemeinsames Vorgehen einigen und zogen den Entwurf wieder zu­
rück (Stamm 1981: 141-149; Staff 1971: 35 f.)..

4. Die Dominanz der Länder über die Interessen des Bundes 
bei der Konzeption der institutioneilen Forschungspoli­
tik

Wie weit die Länder unmittelbar nach Gründung der Bundesrepu­
blik sich in Koalition mit der Mehrheit der Wissenschaft in der 
Formulierung der Forschungspolitik gegenüber den Interessen des 
Bundes durchsetzen konnten, wird an den Auseinandersetzungen 
zwischen der "Notgemeinschaft der Wissenschaft" und dem "Deut­
schen Forschungsrat" deutlich.

Bereits 1947 ging von verschiedenen Hochschulen und dem nieder­
sächsischen Kultusministerium unter A. Grimme die Initiative 
zur Wiedergründung einer "Notgemeinschaft der deutschen Wis­
senschaft" aus. Unter der maßgeblichen Initiative von K. Zie­
rold arbeiteten sechs Hochschulprofessoren einen Satzungsent­
wurf aus, der sich weitgehend an der Tradition der wissen­
schaftlichen Selbstverwaltung orientierte. Da sich die Notge­
meinschaft aus den Hochschulen und überregionalen Forschungs­
einrichtungen zusammensetzte, hoffte die Kultusministerkonfe­
renz der Länder, hier über ein überregionales Planungs- und 
Lenkungsorgan der Forschungspolitik zu verfügen, und verein­
nahmte die Notgemeinschaft in öffentlichen Stellungnahmen als 
ein Politikinstrument der Länder (Stamm 1981: 116; Zierold
1968: 274 f.).

Die Festschreibung der alleinigen wissenschaftlichen Verfü­
gungsgewalt über die Verteilung der Mittel zeigte allerdings, 
daß es der Rektorenkonferenz gelungen war, erneut die wissen­
schaftliche Selbstverwaltung gegenüber staatlichen Gestaltungs­
ansprüchen zu verteidigen und die faktische Richtlinienkompe­
tenz wieder von der Wissenschaft selbst formulieren zu lassen.
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Die Strategie der westdeutschen Hochschulen, sich durch die 
Wiedergründung der Notgemeinschaft auf der Basis einer aus­
schließlichen Länderfinanzierung die Voraussetzung für die 
wissenschaftliche Autonomie in der Forschungsförderung zu si­
chern, stieß allerdings bei Göttinger Wissenschaftlern um Wer­
ner Heisenberg auf Mißfallen. Der britischen Militärregierung 
war es gelungen, in Göttingen einige bedeutende Forschungsein­
richtungen, insbesondere Institute der Max-Planck-Gesellschaft 
zu konzentrieren, in denen Wissenschaftler mit Erfahrungen in 
der Abwicklung großtechnischer Forschungsprojekte arbeiteten. 
Unter der Obhut der britischen Besatzungsmacht und unter Betei­
ligung der drei westdeutschen Akademien Göttingen, Heidelberg 
und München gründete sich 1949 unter Federführung der beiden 
Göttinger Professoren Heisenberg und Rein der "Deutsche For­
schungsrat" (DFR), der die Sicherung der Entwicklungspotentiale 
der wissenschaftlichen Selbstverwaltung durch eine offensivere 
politische Diskussion und der Orientierung auf die bundesstaat­
liche Forschungsförderung als Strategie verfolgte.

"Bodenschätze, Wasserkräfte, Bodenfruchtbarkeit und wissen­
schaftliche Forschung sind die Quellen des wirtschaftlichen 
Gedeihens jedes Landes. Je weniger die natürlichen Vorkommen 
zureichen, um so mehr steigt die Bedeutung der Forschung ... 
Daher muß die Deutsche Bundesregierung einen Teil der Verant­
wortung für das Funktionieren der wissenschaftlichen Forschung 
in Deutschland übernehmen ..." (Denkschrift 1949: 3). Der DFR 
beklagte vor allem die unzureichende materielle Ausstattung der 
Forschung und betonte die Gefahr eines uneinholbaren Rückstan­
des gegenüber den wissenschaftlichen Leistungen des Auslandes. 
"Die kärglichen Mittel der Länder-Kultusministerien, die allei­
ne schon für ihre wichtigsten Unterrichtsaufgaben unzureichend 
sind, vermögen auch bei bestem Wollen die Sachlage nicht zu än­
dern" (ebda: 4).

Heisenberg, der als einer der Leitfiguren im "Uranverein" an 
der Entwicklung eines Kernreaktors während des Nationalsozia­
lismus beteiligt war, erkannte, daß für die zukünftigen For­
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schungsprogramme, insbesondere im Bereich der Atomphysik, ein 
so großer Zuwendungsbedarf notwendig würde, der nur über die 
Finanzbeteiligung des Bundes langfristig zu sichern sei. Ent­
sprechend galt es, schon frühzeitig die wissenschaftliche Ein­
flußnahme auf die Vergabe dieser Mittel vorzubereiten.

"Die Empfehlung dieser Denkschrift (zur Organisation der wis­
senschaftlichen Forschung - A.K.) lassen sich dahin zusammen­
fassen, daß zunächst die folgenden Schritte zur Betreuung der 
Forschung im Rahmen der Deutschen Bundesregierung getan werden 
sollten:

1. Die Errichtung einer Dienststelle für Forschung beim Amt 
des Bundeskanzlers.

2. Die Bildung eines Ausschusses für Forschungsangelegenhei­
ten beim Bundesrat.

3. Die formelle Anerkennung des Forschungsrates als Bera­
tungsinstanz in Forschungsangelegenheiten beim Amt des 
Bundeskanzlers " (Denkschrift 1949: 7).

Der DFR kritisierte an der ""otgemeinschaft" vor allem ihre 
starke wissenschaftliche Binnenorientierung in der Förderpoli­
tik und forderte eine aktivere Beteiligung bei der Definition 
neuer Forschungsfelder, die stärker als eine staatliche Poli­
tikberatung zu definieren sei. "Leider ist der Vorwurf, daß die 
Wissenschaft in einer gewissen Abgeschlossenheit lebend zu 
wenig mit den verantwortlichen Stellen des öffentlichen Lebens 
in Kontakt komme, berechtigt. Diesen Zustand zu beheben, soll 
sich der DFR in der geplanten Berichterstattung zur Aufgabe 
machen" (Rein 1950: 14).

In dieser Selbstdefinition des DFR als übergeordnetes wissen­
schaftliches Selbstverwaltungsgremium, das die Forschungsförde­
rung eines zentralstaatlichen Zuwenders koordinierte, stieß 
selbstverständlich auf entschiedene Ablehnung der Länder, da 
ihre alleinige Zuständigkeit in der Forschungspolitik durch den 
DFR unterlaufen werden sollte und zudem die in Gründung befind­
liche "Notgemeinschaft" der Gefahr eines Bedeutungsverlustes
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ausgesetzt war. Auf der Kultusministerkonferenz im April 1949 
lehnten die Ländervertreter einen Deutschen Forschungsrat ab 
und formulierten - durch Zierold angeregt - eine ausdrückliche 
Mißbilligung (Stamm: 132 f.).

Während innerhalb der Wissenschaft über eine Fusion zwischen 
Notgemeinschaft und DFR nachgedacht wurde, entwickelte unter­
dessen Adenauer ein starkes Interesse an der Arbeit des DFR, 
was angesichts der zentralstaatlichen Orientierung des For­
schungsrates nur verständlich war. Von der Zusammenarbeit mit 
dem DFR konnte sich Adenauer immerhin eine Aufwertung des Kanz­
leramtes bei der Forschungsförderung versprechen.

Fritz Gummert in seiner Funktion als Vorsitzender des "Stifter­
verbandes” konnte schließlich über den einflußreichen Kölner 
Bankier Robert Pferdmenges erfolgreich bei Adenauer gegen die 
weitere Unterstützung des DFR intervenieren. Die Länder und die 
an der Gründung der Notgemeinscbaft beteiligten Hochschulwis­
senschaftler hatten sich schließlich durchsetzen können. Der 
DFR wurde in die Notgemeinschaft integriert, die nun in der 
Satzung vom August 1951 wieder in "Deutsche Forschungemein­
schaft" umbenannt wurde. Die Vertreter des DFR konnten ledig­
lich erreichen, daß mit der Gründung eines Senats nun ein Forum 
zur Verfügung stand, das immerhin den institutioneilen Rahmen 
für die gewünschte aktive Forschungspolitik durch die Selbst­
verwaltungsorgane bot.

5. Ansätze und Grenzen einer eigenständigen Forschungspoli­
tik in Nordrhein-Westfalen

Im folgenden Abschnitt werden in einem kurzen Oberblick der 
NRW Forschungspolitik Möglichkeiten aber auch Grenzen einer 
eigenständigen Länderpolitik dargestellt.

Bereits 1946 begannen in der Nordrheinprovinz Oberlegungen, für 
die Vergabe von knapp 1 Mio. RM zur Forschungsförderung einen 
neu zu gründenden Landesforschungsrat einzusetzen. Dieses neue
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Vergabegremium sollte aus einem Kuratorium unter administrati­
ver Dominanz sowie aus einem Forschungsausschuß mit wissen­
schaftlichen Fachvertretern zusammengesetzt sein. Bemerkenswert 
an diesen ersten Institutionalisierungsvorschlägen ist eine 
breite gesellschaftliche Beteiligung an der Forschungsförderung 
und der betonte Primat der Politik bei der Vergabe der öffent­
lichen Forschungsmittel (Brautmeier 1983: 54).

Nachdem sich die weiteren Beratungen bereits durch die Gründung 
des Landes Nordrhein-Westfalen verzögert hatten, gerieten die 
Verhandlungen im Kultusministerium zur Gründung des Landesfor­
schungsrates im Frühling 1947 ins Stocken, als die britische 
Besatzungsmacht ihre Zustimmung zur geplanten Vereinsgründung 
verweigerte. Die Militärregierung beabsichtigte, die künftige 
Forschungsüberwachungsstelle beim Wirtschaftsministerium anzu­
siedeln und daher auch diesem Ressort - und nicht dem Kultus­
ministerium - die Koordinierung der Forschungsförderung zu 
übertragen. Die weiteren Gründungsbemühungen einer landeseige­
nen Forschungsförderungseinrichtung standen schließlich im 
Schatten der Wiedergründung der "Notgemeinschaft der deutschen 
Wissenschaften" und wurden vom Kultusministerium zu Gunsten des 
überregionalen Ansatzes der Notgemeinschaft nicht weiterver­
folgt.

Neben dem Kultusministerium engagierte sich in dieser Phase - 
gestützt durch die britische Militärregierung - das Wirt­
schaftsministerium in der Forschungsförderung. Zur Vergabe von 
Fördermitteln in Höhe von 500.000 DM (1948) bzw. von 2 Mio. DM 
im Jahre 1950 konstituierte sich ein eigener Forschungsbeirat, 
in dem unter Vorsitz des Industriellen O. Beyer allerdings 
deutlich die Industrievertreter dominierten.

Diese sehr stark industrienahe Forschungsförderung des Wirt­
schaftsministeriums geriet mit der Übernahme der Forschungsför­
derung unter der Regie von Leo Brandt in Mißkredit: der For­
schungsbeirat weise kaum genügend Sachverstand auf und orien­
tiere sich in seiner Vergabepraxis zu sehr an den Bedürfnissen 
weniger Großunternehmen. Brandt plädierte daher für eine For­
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schungspolitik, die sich weniger als Industrieförderung, son­
dern vielmehr als Förderung grundlagenorientierter Forschungs­
programme auszuweisen habe und staatliche Mittel dort einsetze, 
wo keine bzw. noch keine privatwirtschaftliche Finanzierung 
erfolge (vgl. Brautmeier 1983: 77). Der Sozialdemokrat Brandt, 
der dank seines engen persönlichen Verhältnisses zum christde­
mokratischen Ministerpräsidenten Arnold seine Konzeption gegen 
den Widerstand im Wirtschaftsministerium durchsetzen konnte, 
gründete als institutionellen Träger dieser forschungspoliti­
schen Neuausrichtung im Mai 1950 die "Arbeitsgemeinschaft für 
Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen" (AGF). Diese Tendenz­
wende von der Wirtschafts- zur Wissenschaftsförderung zeigte 
sich auch in der personellen Besetzung der AGF. Dominierte in 
dem unmittelbar nach Kriegsende entwickelten Konzept eines 
Landesforschungsrates noch ein administrativer Einfluß auf die 
Forschungspolitik und wurde die Vergabepolitik des Wirtschafts­
ministeriums in der folgenden Zeit von der Großindustrie be­
herrscht, setzten sich in der AGF deutlich die wissenschaft­
lichen Interessenvertreter durch. Insbesondere unter der star­
ken personellen Beteiligung der TH Aachen organisierte sich die 
AGF in verschiedene Arbeitsgruppen und diskutierte bspw. auf 
einer ihrer ersten Sitzungen eine in Auftrag gegebene Denk­
schrift "Zur Frage des Einflusses alliierter Bestimmungen auf 
die deutsche Nachrichtentechnik, die Röhrentechnik und die 
Navigation" (Brautmeier: 74).

Die unter der eindeutigen Regie von Natur- und Ingenieurwis­
senschaft stehende Arbeitsgemeinschaft übte in der Folgezeit 
Beratungstätigkeient für verschiedene Ressorts aus und ent­
schied über die Vergabe der Forschungsmittel des Wirtschafts­
ministeriums. So konnte die wissenschaftliche Doppelrolle als 
Antragsteller und Vergabeinstitution unter dem Deckmantel der 
"Freiheit der Forschung" weiter ausgebaut werden.

Besonders deutlich wird diese Definitionsmacht der Naturwissen­
schaften am Beispiel der beiden Großforschungseinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen, der Deutschen Versuchsanstalt für Luft­
fahrt (DVD und der Kernforschungsanlage Jülich (KFA). Mit dem
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Aachener Professor Seewald und dem Bonner Physiker Weizel wur­
den innerhalb der AGF die Weichen für die Förderung dieser 
beiden großtechnologischen Projekte gestellt. Administration 
und Landesparlament nahmen die wissenschaftlichen Begründungen 
für die Förderung dieser beiden Großtechniken gerne als Vorzei­
geprojekte auf und verknüpften damit die Hoffnung auf ein ei­
genständiges nordrhein-westfälisches Forschungsprofil, ohne 
sich aber über geeignete politische Kontrollmöglichkeiten Ge­
danken gemacht zu haben.

Die Förderung der Luftfahrtforschung und der Kernphysik bzw. 
der Atomenergie erwies sich allerdings für die finanziellen und 
administeriellen Betreuungs- und Durchführungskapazitäten, auch 
für ein so finanzstarkes Land wie NRW, als zu groß. Von den 
155 Mio. DM, die das Land 1962 für Forschung ausgeben konnte, 
mußten alleine für die KFA 98 Mio. DM aufgewendet werden (= 
63 %) (Brautmeier 1983: 100). Die ursprünglich geplanten 40 
Mio. Baukosten der Kernforschungsanlage (1956) stiegen 1960 
bereits über 100 Mio. und sollten nach einer Schätzung des 
Bundesrechnungshofes 1966 608 Mio. DM erreichen (Brautmeier 
1983: 175). Zeigte sich der Bund bei der ebenfalls in ein fi­
nanzielles Disaster geratenen DVL 1961 bereit, rd. 75 % der 
Kosten zu übernehmen, gestaltete sich die finanzielle Übernahme 
bei der KFA durch das Konkurrenzverhältnis zu der vom Bund 
getragenen Karlsruher Kernforschungseinrichtung wesentlich 
komplizierter. Erst 1967 gab das Bundesfinanzministerium grünes 
Licht zur Übernahme von 50 % der Kosten, die 1970 auf 75 % 
aufgestockt und schließlich im Zusammenhang mit der Rahmenver­
einbarung Forschungsförderung 1975 auf 90 % festgelegt wurden 
(Radkau 1983: 250).

Diese Eigendynamik großtechnischer Forschungprojekte wirkte 
sich auch auf die Konzeption der nordrhein-westfälischen For­
schungspolitik aus. Angesichts der finanziellen Dimension war 
das Land gezwungen, auf dem Gebiet aufwendiger technischer Ent­
wicklungslinien die Initiativen stark zurückzuschrauben. Selbst 
die AGF büßte so im Kontext der Reduzierung des landesstaatli­
chen Politikansatzes Anfang der 60er Jahre ihre Funktion als
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staatliches Beratungsgremium ein und wurde konsequenterweise 
1970 in "Rheinisch-Westfälische Akademie der Wissenschaft" 
umbenannt.

Mitte der 80er Jahre allerdings scheint sich dieser Trend par­
tiell wieder umzukehren. Im Kontext der Bemühungen der Länder­
regierungen, die eigene Forschungsinfrastruktur in der Hoffnung 
auf erfolgreiche Transfers zu sichern und auszubauen, ist die 
nordrhein-westfälische Landesregierung bereit, über die ver­
traglichen Finanzierungsanteile hinaus, Mittel zur Erhaltung 
von Forschungskapazitäten zur Verfügung zu stellen: "Noch um 
die Jahreswende 1984/85 war die Zukunft der biotechnologischen 
Forschung in NRW ungewiß. Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie verfolgte die Absicht, die hervoragend beurteilten 
Institute für Biotechnologie der Kernforschungsanlage Jülich in 
die GBF (Gesellschaft für Biotechnologische Forschung, A.K.) 
nach Braunschweig zu verlegen. Durch das "Zukunftstechnologie"- 
Programm war es dem Land möglich, die beiden Institute in Jü­
lich zu halten. Die Kosten der Institute werden 1986 zu 50 % 
und ab 1987 zu 100 % vom Land getragen. Hierfür sowie für den 
Bau eines Biotechnikums und den Aufbau eines dritten Instituts 
... sind Mittel in Höhe von insgesamt 47 Mio. DM aus dem Zu­
kunftstechnologieprogramm erforderlich" (MWF 1986: 25).

6. Der Ausbau der bundesstaatlichen Forschungspolitik

Die Befürchtungen Heisenbergs gegenüber der "Notgemeinschaft", 
den Anschluß an das moderne Wissenschaftsmanagement zu verpas­
sen, erwies sich im übrigen als verfehlt. Bereits 1925 konnten 
mit einer "Denkschrift über die Forschungsaufgaben der Notge­
meinschaft der Deutschen Wissenschaft im Bereich der nationalen 
Wirtschaft, der Volksgesundheit und des Volkswohles" erfolg­
reich staatlich zu fördernde Forschungsfelder definiert werden 
und eine Sonderfinanzierung erreicht werden. Das als ''Gemein­
schaftsforschung" deklarierte Programm betonte bereits zu die­
ser Zeit die enge Verkopplung von Grundlagenforschung mit den 
wirtschaftlichen Entwicklungschancen, wurde unter der Prämisse
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innerwissenschaftlicher Prioritätensetzung mit Hinweisen auf 
pauschale Nützlichkeitserwartungen formuliert und erlaubte 
keine staatlichen Modifikation mehr (Zierold 1968: 92; Denk­
schrift 1925).

Nach kurzem Zögern setzte schließlich der neugeschaffene Senat 
der DFG 1951 u.a. mit der Kommission für Flugforschung, der 
Kommission für Rechenanlagen, der Kommission für Atomphysik und 
der Kommission für Krebsforschung die ersten thematischen 
Schwerpunkte, die schließlich von den 1952/53 - neben dem Nor­
malverfahren - geschaffenen Schwerpunktprogrammen komplettiert 
wurden (vgl. Zierold 1968: 401 f.).

Deutlich zeigt sich hier, daß die Entwicklung des bundesstaat­
lichen Forschungsprofils in ihrer Konstitutionsphase entschei­
dend durch die Vorgaben der DFG-Kommission geprägt wurden. 
Besonders sichtbar wird diese wissenschaftliche Definitions­
macht an der Formulierung und Entwicklung des Atomforschungs­
programms. Als nach 1955 auch die Bundesrepublik Programme zur 
friedlichen Nutzung der Atomenergie entwickeln durfte, zeigte 
sich für die hinsichtlich der internationalen Zusammenarbeit 
wie aufgrund des großen apparativen Aufwandes zu erwartende 
Koordinierungsprobleme der beteiligten Wissenschafts- und Wirt­
schaftsinteressen, daß die Gründung einer zentralen Abwick­
lungsinstitution unausweichlich wurde. Nachdem deutlich war, 
daß auf Seiten des Bundeswirtschaftsministeriums, u.a. mangels 
administrativer Kompetenzen, auf eine Managementfunktion ver­
zichtet wurde, konnte im Herbst 1955 das Bundesministerium für 
Atomfragen gegründet werden. Die eigentliche inhaltliche Formu­
lierung eines bundesrepublikanischen Atomprogramms wurde al­
lerdings der MPG, der DFG sowie der "Physikalischen Studienge­
sellschaft", einer Gemeinschaftsgründung der künftigen Reaktor­
bauindustrie, überlassen. Institutionalisiert wurde die wissen­
schaftlich-wirtschaftliche Definitionsmacht schließlich in der 
"Deutschen Atomkommission", die u.a. für die Formulierung von 
Programmprioritäten und die Mittelvergabe zuständig war. Erst 
als sichergestellt werden konnte, daß die DFG in dieser Kommis­
sion hinreichend vertreten war, und somit die Einflußnahme auf
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die Formulierung von Programmen gesichert war, konnte die Ak­
zeptanz der Länder und der Hochschulforschung für den Ausbau 
der bundesstaatlichen Forschungsförderung erreicht werden (vgl. 
Stamm 1981: 169-171).

Ähnliche Strukturen bildeten sich auch bei den übrigen bundes­
staatlichen Forschungsprogrammen heraus: Neben der "Reaktor- 
sicherheits-Kommission", der "Deutschen Kommission für Welt­
raumfahrt", dem "Fachbeirat für Datenverarbeitung" sowie dem 
"Beratenden Ausschuß für Forschungspolitik" konnten sich der 
wissenschaftliche Sachverstand an strategischer Stelle exponie­
ren. Durch die koordinierende Arbeit der DFG waren aus der 
Sicht der Länder zumindest formale Einflußkanäle gesichert.

Im "Verwaltungsabkommen zur Gründung des Wissenschaftsrates und 
zum Ausbau der Ingenieurschulen" im Jahre 1957 schien es den 
Ländern ein weiteres Mal gelungen zu sein, die wachsenden fi­
nanzpolitischen Spielräume der Bundesregierung durch die Vor­
schaltung des "Wissenschaftsrates" einzugrenzen. Angesichts 
der wissenschaftlichen Eigendynamik dieses Gremiums entpuppte 
sich diese Länderstrategie allerdings als Eigentor (vgl. Berger 
1972: 173).

Nachdem u.a. der einflußreiche Verein Deutscher Ingenieure 
(VDI) und die Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsver­
einigungen (AIF) mit Blick auf die internationale Wettbewerbs­
situation eine zentrale Koordinierung der FuE-Förderung gefor­
dert hatten und zudem eine Bundesbeteiligung beim Ausbau der 
Hochschulen immer dringlicher wurde, waren die Länder gezwun­
gen, die Beteiligung des Bundes bei der Finanzierung der wis­
senschaftlichen Forschung auch formal anzuerkennen. Mit dem im 
Juni 1964 geschlossenen "Verwaltungsabkommen zwischen Bund und 
Ländern zur Förderung von Wissenschaft und Forschung" wird 
neben der gemeinsamen Hochschulförderung auch der jährliche 
Zuschußbedarf der Deutschen Forschungsgemeinschaft sowie der 
Institute der Max-Planck-Gesellschaft (Länder: 50 %, Bund: 
50 %) rechtlich abgesichert.
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Mit der Großen Koalition waren schließlich auch die politischen 
Bedingungen gegeben, über die Einfügung des Art. 91a Grundge­
setz die bundespolitische Zuständigkeit mit den "Gemein­
schaftsaufgaben" auch auf eine verfassungsrechtliche Grundlage 
zu stellen. "Bund und Länder können ... bei der Bildungsplanung 
und bei der Förderung und Vorhaben der wissenschaftlichen For­
schung von überregionaler Bedeutung Zusammenarbeiten ..." (vgl. 
Staff 1971: 124 f.) .

7. Oie Regelung des Bund-Länder-Verhältnisses in der "Rah­
menvereinbarung Forschungsförderung"

Zusammenfassend läßt sich also auf folgenden Gebieten ein Aus­
bau bundesstaatlicher Kompetenzen erkennen:

- internationale Vertretung der deutschen Forschung
- Finanzierung der Großforschung im Bereich der Kerntechnik, 
Elementarphysik, Weltraumtechnik und Gesundheitsforschung

- bildungspolitische Rahmenplanung
- Finanzierung beim Ausbau der Hochschulforschung.

Am Beispiel der Verhandlung um eine grundsätzliche Regelung der 
formalen Zuständigkeiten und der jeweiligen Finanzierungsan­
teile der Forschungsförderung läßt sich allerdings auf der 
Grundlage der Arbeit von Bentele zeigen, daß es den Ländern­
trotz ihrer restriktiven Finanzierungsmöglichkeiten - gelungen 
ist, weiter in den Entscheidungsprozessen präsent zu bleiben 
(s. Tab. 1).

Anfang der 70er Jahre stellte sich durch die wachsenden Finan­
zierungsvolumen der Großforschungen (Kernenergie, Elementar­
physik, Raumfahrt, Datenverarbeitung) erneut Regelungsbedarf 
bei der Forschungsförderung ein, da - wie am Beispiel NRW er­
läutert - sich abzeichnete, daß vor allem die kleineren Länder 
in wachsendem Maße Probleme bei der Aufbringung ihrer Finan­
zierungsanteile erkennen ließen. Dies galt auch für die Zuwen­
dungen an die MPG und DFG.
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Tabelle 1:
Der Finanzierungsanteil des Bundes, der Länder und des privaten 
Sektors an den Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Ent­
wicklung (in DM)

Bund Länder/ Privater Bund (>
Gemeinden Sektor

1962 1.412 2.183 2.229 24
1968 3.546 4.563 5.800 25
1974 8.163 12.543 10.590 26
1981 11.790 19.976 23.452 21
1983 13.078 21.552 27.626 22
1985 14.979 23.381 31.230 22
INDEX : 674 634 806
(1965 * 100)
Quellen:: BuFo II: 216, BuFo IV: 121 Fakten 86: 340
die Angaben des Bundes inkl. ERP-Mittel, Privater Sektor
Ausnahme der VW Stiftung) inkl. Stiftungen und Spenden.

Die Länder waren allerdings daran interessiert, den Bedarf an 
weiteren Bundeszuwendungen nicht mit einer Aufgabe von Ent­
scheidungsbefugnissen verknüpfen zu müssen ("Ranft Thesen") 
(vgl. Bentele 1979: 209 f.), während der Bund in der Ausweisung 
der Forschungs- und Technologiepolitik als Reformfeld an einer 
aktiveren Rolle bei der Formulierung von Prioritäten der For­
schungsförderung interessiert war. Als Ergebnis der komplizier­
ten Beratungen wurde schließlich 1975 die "Rahmenvereinbarung 
Forschungsförderung" verabschiedet. Neben der paritätischen 
Finanzierung von MPG, DFG, und der sich im Aufbau befindlichen 
Fraunhofer Gesellschaft (FhG) (90:10), den Sonderforschungsbe­
reichen (SFB) (70:30, später 75:25), Großforschungseinrichtun­
gen (90:10) und den Instituten der "Blauen Liste" (in der Regel 
50:50) wurde vor allen Dingen das ausdifferenzierte und ver­
flochtene Entscheidungsverfahren, etwa bei der Frage der Neu­
aufnahme eines Instituts in die öffentliche Förderung, von re­
formwilligen Kräften im BMFT kritisiert. "Weniger gewonnen als 
verloren, (weil) wir also praktisch zahlende Mitglieder werden, 
ohne dort durchgreifenden Einfluß auf die Forschungspolitik 
nehmen (zu) können ...”, faßt Bentele seine Interviews im Er­
gebnis zusammen. "Der Eindruck (entsteht), daß außer den
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Staatskanzleien der Länder eigentlich niemand so recht froh war 
über das gerade vereinbarte Verhandlungsergebnis. (Es bleibt 
offen), warum eine solche Rahmenvereinbarung überhaupt geschaf­
fen (wurde)" (Bentele 1979: 219).

Bei der Motivsuche spielt der "Präsidentenkreis" im BMFT (MPG, 
DFG, FhG, WRK) eine gewichtige Rolle: durch absehbare Finan­
zierungsprobleme einzelner Länder, für die ja keine rechtlichen 
Zahlungsverpflichtungen mehr existierten, da alle Verwaltungs­
abkommen formal ausgelaufen waren, mußten die "Präsidenten" an 
einer raschen rechtlichen Neudefinition interessiert sein, 
überraschenderweise konnten hierzu die Länder wesentlich effek­
tiver und schneller Entscheidungsgrundlagen entwickeln als der 
schwerfällige Apparat des BMFT. Zum anderen hatten die Wissen­
schaf sorganisationen auch eine erweiterte finanzielle Beteili­
gung des Bundes im Auge, ohne aber die heterogene Zuwender­
struktur aufzugeben. Insofern können die Wissenschaftsorganisa­
tionen - neben den Ländern - als die eigenlichen "Gewinner" der 
Rahmenvereinbarung bezeichnet werden.

Durchsetzen konnte sich das BMFT nur bei der Regelung der Groß­
forschungseinrichtungen, da deren Klientel im Ministerium über 
eine hohe "Durchsetzungsmacht" verfügte. Die Verhandlungen 
wurden hier bilateral mit dem jeweiligen Sitzland geführt und 
nicht durch die multilateralen Entscheidungsprozeduren abge­
wickelt (Bentele 1979: 220 f.).

Die Rahmenvereinbarung umfaßte immerhin den institutioneilen 
Kern der in der Wissenschafts- und Forschungspolitik dominie­
renden Organisationen. Rechnet man die von Bund und Ländern 
gemeinsam finanzierte Hochschulforschung noch zur allgemeinen 
Forschungsförderung hinzu, umfaßt die Rahmenvereinbarung in 
ihrem ersten Geltungsjahr immerhin 39 % der gesamten Bundesauf­
wendungen (Bundesbericht Forschung VI: 84, 76).
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Als Ergebnis lassen sich so zwei Thesen formulieren:

(1) Bestimmender Akteur in der Wissenschaftspolitik ist in 
erster Linie die Wissenschaft selbst, die sich darüber 
hinaus in der Formulierung der Forschungs- und Technologie­
programme primär an eigenen Standards orientiert.

(2) Die populäre These von einer Zentralisierung der for­
schungspolitischen Kompetenzen läßt sich pauschal nicht 
belegen. Das Bund-Länder-Verhältnis in der institutioneilen 
Forschungsförderung - als dem eigentlichen "Kern" der For­
schungsförderung - ist trotz eines wachsenden bundesstaat­
lichen Finanzierungsengagements durch ein hohes Maß landes­
staatlicher Mitspracherechte gekennzeichnet.

Angesichts dieser wissenschaftlichen Definitionsmacht in den 
strategischen Phasen der Technikgenese und Technikentwicklung 
stellt sich die Frage, welche (landes-)staatlichen Handlungs- 
spielräume überhaupt noch in der Verfolgung der traditionellen 
wirtschaftsnahen Technologieförderung existieren.

Von der Definition staatlicher Forschungsprogramme über die 
"Beratung" der Förderkonditionen bis zur (Selbst-)Evaluierung 
setzt die Macht der (Natur-)Wissenschaft schon dort an, wo 
diese Fragen im Rahmen von "Forschungen über Forschungen" pro­
blematisiert werden. In einem kommentierenden Rückblick über 
die Erfahrungen der Wissenschaftsforschung am Starnberger "Max- 
Planck-Institut zur Erforschung der Lebensbedingungen in der 
wissenschaftlich-technischen Welt" spricht W. Schäfer gar von 
"Denkverboten". Es ist deshalb sicherlich kein Zufall, daß die 
Fragen nach den Möglichkeiten und Grenzen der Wissenschafts­
steuerung in der Bundesrepublik praktisch "vom Tisch" sind.
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